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PANORAMA

Beschäftigte in der professionellen Langzeitpfl ege bekommen bis zu 1 500 Euro

Corona-Prämie für die Pfl ege – ein teures Versprechen
Die Diskussion darüber schlug 
Wellen und schnell wurde klar, 
dass der Großmut des Bundes 
doch Grenzen haben würde. Mit 
dem sperrig betitelten „Zweiten 
Gesetz zum Schutz der Bevöl-
kerung bei einer epidemischen 
Lage von nationaler Tragweite“ 
hat sie der Bundestag nun am 
14. Mai beschlossen: die Coro-
na-Prämie von bis zu 1 500 ab-
gabenfreien Euro für Beschäftig-
te in der professionellen Lang-
zeitpfl ege.

So große Erwartungen wur-
den anfangs geschürt, dass 
nun zu befürchten steht, dass 
das Ergebnis, wenn überhaupt, 
nur noch schmal lächelnd zur 
Kenntnis genommen wird oder 
sogar Unmut auslöst. Das größ-
te Manko nämlich ist: Von den 
bis zu 1 500 Euro für die Pfl ege-
kräfte übernimmt der Bund nur 
1 000. Den Rest sollen die Län-
der beisteuern – es ist unklar, 
ob sie dazu fl ächendeckend be-
reit sein werden – oder die Ar-
beitgeber. 

Versicherte dürfen nicht
belastet werden
Doch hier liegt der Pferdefuß: 
Der neue § 150 a SGB XI unter-
sagt in seinem Absatz  7 nicht 
nur eine Erstattung über § 150 
Abs. 2 SGB XI durch die Pfl ege-
kassen, sondern eben auch eine 
Belastung der Versicherten mit 
den Kosten. Reichlich verklau-
suliert formuliert, bedeutet das 
nichts anderes, als dass die Ar-
beitgeberkosten nicht über die 
Pfl egevergütungen refi nanziert 

werden dürfen. Ist durch die 
massiv zu kritisierenden BSG-
Entscheidungen vom 26.  Sep-
tember 2019 (Az.: B 3 P 1/18 R 
u. a.) plötzlich der Wagniszu-
schlag wieder umstritten, des-
sen Berechtigung sich aktu-
ell mehr als je zeigt, fragt sich 
nun, aus welchen Überschüs-
sen die ohnehin gerade massiv 
beanspruchten Einrichtungsträ-
ger 500 Euro Prämie je Pfl ege-
kraft refi nanzieren sollen, wenn 
auch sozialabgabenfrei. Dassel-
be Problem stellt sich für die Co-
rona-Prämien zugunsten der an-
dere Berufsgruppen.

Voraussetzungen für die
Auszahlung der Prämie
Die bis zu 1 000 Euro vom Bund 
für Kräfte in der direkten Pfl e-
ge können zugelassene Pfl ege-
dienste und -heime aber auch 
ohne Aufstockung weiterrei-
chen. Und es gibt auch weite-
re gute Nachrichten: Kräfte mit 
mindestens 25 Prozent Arbeits-
zeitanteil in der direkten Pfl e-
ge oder Betreuung erhalten bis 
zu 667 Euro, pauschal erhalten 
Pfl ege-Azubis 600 und BuFDis 
100 Euro, und alle übrigen Be-
schäftigten bis zu 334 Euro, also 
auch Hausmeister und Verwal-
tungskräfte. Die Höhe hängt 
vom Beschäftigungsumfang 
in dem maßgeblichen Bemes-
sungszeitraum vom 1. März bis 
zum 31. Oktober 2020 ab. In die-
sem Zeitraum muss eine per-
sönliche Beschäftigungsdauer 
von wenigstens drei Monaten 
erreicht werden. Dabei spielt es 
keine Rolle, wenn hierfür aufei-
nanderfolgende Tätigkeiten in 
verschiedenen Einrichtungen, 
auch bei verschiedenen Arbeit-
gebern, addiert werden müssen. 
Auch Unterbrechungen sind re-
gelmäßig unschädlich, unab-

hängig von ihrem Grund, wenn 
sie nicht mehr als 14 Kalender-
tage betragen. Zusätzlich sind 
14-tätige Unterbrechungen aus 
bestimmten Gründen zulässig: 
wegen einer CoViD-19-Erkran-
kung, Quarantänemaßnahmen, 
aufgrund eines Arbeitsunfalls 
oder Erholungsurlaubs. Bei Azu-
bis reicht sogar das Bestehen 
eines entsprechenden Vertra-
ges aus, wenn sie nicht ohnehin 
in diesem Zeitraum zur prakti-
schen Ausbildung in einer zuge-
lassenen Pfl egeeinrichtung tätig 
waren. Für alle gilt: Werden die 
drei Monate unterschritten, be-
steht überhaupt kein Anspruch, 
auch kein reduzierter.

Ansonsten bestimmt sich bei 
den Pfl egekräften, Mitarbeiten-
den mit mindestens 25 Prozent 
Arbeitszeitanteil in Pfl ege oder 
Betreuung und den übrigen Be-
schäftigten der Zahlbetrag nach 
ihrer vertraglichen oder mindes-
tens der tatsächlichen Wochen-
arbeitszeit. Ab 35 Wochenstun-
den gibt es die volle Prämie, 
sonst zählt das Verhältnis zur 
regelmäßigen (Vollzeit-) Wo-
chenarbeitszeit der Einrichtung. 
Das gilt für auch bei Kurzarbeit, 
allerdings spielt die vertragliche 
Arbeitszeit hier keine Rolle.

Arbeitgeber können Prämie 
abgabenfrei aufstocken
Die Arbeitgeber können die Prä-
mie des Bundes aufstocken, 
ohne dass sie oder die Beschäf-
tigten Abgaben entrichten müss-
ten. Die Zusatzbeträge können 
sich auf bis zu 500 Euro für Pfl e-
gekräfte, 333  Euro für die mit 
mindestens 25 Prozent ihrer Ar-
beitszeit in Pfl ege und Betreu-
ung tätigen Kräfte, 166  Euro 
für die übrigen Beschäftigten, 
300 Euro für Pfl ege-Azubis und 
50  Euro für Freiwilligendienst-

leistende belaufen. Auch hier 
gelten die Bedingungen für die 
arbeitszeitanteilige Gewährung.

Auszahlung ist Pfl icht
Die Arbeitgeber müssen die 
Prämien in der vom Bund ge-
tragenen Höhe den Pfl egekas-
sen melden, welche sie bis zum 
15.  Juli im Voraus zu bezahlen 
haben, soweit die Mindestbe-
schäftigungsdauer bereits er-
füllt ist, sonst bis zum 15. De-
zember 2020. Sie müssen nach 
Eingang die Prämien umge-
hend auszahlen und dies dann 
bis spätestens zum 15. Febru-
ar 2021 den Pfl egekassen an-
zeigen. Verrechnungen mit an-
deren Prämien oder Gehaltsbe-
standteilen sind nicht zulässig, 
auch keine Aufrechnung oder 
Pfändung. Dies gilt nicht für die 
Aufstockungsbeträge. Die Aus-
zahlung der Prämien ist eine 
gesetzliche Pfl icht, den Verwal-
tungsaufwand müssen die Trä-
ger leisten, ohne direkte Mehr-
vergütung.

Flussdiagramm scha� t 
Übersicht
Alle Voraussetzungen und Be-
dingungen für die Corona-Prä-
mie, auch zur Aufstockung durch 
den Arbeitgeber, sowie den Be-
rechnungsweg finden Sie als 
Download im übersichtlichen 
Flussdiagramm unter: www.
altenheim.net/downloads-zur-
Zeitschrift •
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